
A K T U E L L B e r i c h t e 

Ergebnisse der Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt" 

Konzept Nachhaltigkeit 
Nach mehr als drei Jahren Arbeit, Diskussionen, Anhörungen von Expertinnen 

und diversen Studien hat die Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und 

der Umwelt" Ende Juni ihren Abschlußbericht präsentiert. 

D
Von Sabine Lehmann 

ie Aufgaben der Kommission lagen u.a. in 

der Formulierung von Umweltqualitäts-

und Umwelthandlungszielen, der Erarbeitung von 

Grundlagen für einen nationalen Umweltplan, 

sowie in der Identifierung von Handlungsspiel-

räumen und Innovationspotentialen. 

Die Enquete-Kommission betont in ihrem 

Bericht (1) die Dreidimensionalität der nach-

haltig zukunftsfähigen Entwicklung und schlägt 

als institutionelle Reform einen Rat für Nachhal-

tigkeit mit Anbindung an das Bundeskanzleramt 

vor. Auf diese Weise soll das Thema zur Quer-

schnittsaufgabe der Politik und die ökologische, 

soziale und ökonomische Dimension der Nach-

haltigkeit zukünftig stärker integriert werden. 

Vor dem Hintergrund dieser drei Dimensionen 

hat die Enquete-Kommission nun auch soziale 

und ökonomische Regeln vorgeschlagen. So 

wird z.B. gefordert, daß das ökonomische 

System individuelle und gesellschaftliche 

Bedürfnisse effizient befriedigen soll, Preise die 

Knappheit der Ressourcen und der Produkte 

wiedergeben und die ökonomische Leistungs-

fähigkeit der Gesellschaft erhalten werden sollen 

(2). Aus sozialer Sicht werden die Bedingungen 

für die Leistungsfähigkeit einer solidarischen 

Gesellschaft formuliert. Die vier bereits beste-

henden ökologischen Regeln zum Umgang mit 

Stoffen wurden um eine fünfte Regel „Gefahren 

und unvertretbare Risiken für die menschliche 

Gesundheit durch anthropogene Einwirkungen 

sind zu vermeiden" ergänzt. 

Hinsichtlich der Grundlagen für einen nationa-

len Umweltplan hat die Kommission konkrete 

Zielvorschläge nur zur Reduzierung der Ver-

sauerung von Böden und zum Flächenverbrauch 

gemacht. Der Zuwachs des Flächenverbrauchs 

soll bis zum Jahre 2010 auf 10 Prozent (bezogen 

auf die Rate von 1993 bis 1995) reduziert wer-

den und etwa 15 Prozent der Gesamtfläche der 

Bundesrepublik sollen als Naturschutz- und 

Freifläche reserviert werden. Zur Verminderung 

der weiteren Zersiedelung fordert die Kommissi-

on die Stärkung der städtischen Strukturen. 
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Wohnen und Arbeiten sind räumlich wieder 

enger zu verbinden, Baulücken zu schließen 

und die Wiedernutzung von Industrie- und 

Gewerbebrachen durch Sanierung zu fördern. 

Ebenfalls soll der Baubestand verstärkt geför-

dert werden. Dies hat gleichzeitig positive 

Beschäftigungseffekte, da die Bestandserneue-

rung im Altbau mehr Arbeitsplätze schafft als der 

Neubau. Weiter soll die Förderung des Woh-

nungsbaus stärker an ökologische Kriterien des 

Flächen-, Ressourcen- und Energieverbrauchs 

gebunden werden. Auf eine Empfehlung der 

Energiebesteuerung zur Reduzierung des Ener-

gieverbrauchs und der Kohlendioxidemissionen 

im Gebäudebereich konnten sich die Kommis-

sionsmitglieder nicht einigen. 

Als Strategie gegen die Versauerung von Böden 

empfiehlt die Kommission, einen Vorschlag der 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

aufzugreifen. Danach sind bis zum Jahre 2010 die 

Emissionen von Stickoxiden um 59 Prozent, 

Schwefeldioxid um 92 Prozent und Ammoniak 

um 58 Prozent zu reduzieren. Allerdings wollte 

die Mehrheit der Kommission den Vorschlag 

nicht direkt zu übernehmen, sondern nur als Dis-

kussionsgrundlage für ein Umwelthandlungsziel 

formulieren. Die Mehrheit der Kommission 

konnte sich auch nicht auf konkrete Maßnah-

menvorschläge für die Landwirtschaft einigen 

und fällt damit sogar hinter die Vorschläge von 

Umweltministerin Angela Merkel zurück. SPD 

und Bündnis 90/Die Grünen forderten deshalb in 

einem Sondervotum die stärkere Förderung des 

ökologischen Landbaus und die Einführung einer 

Stickstoffabgabe. Zur Reduzierung der Emissio-

nen im Verkehr wird eine Erhöhung der Mine-

ralölsteuer sowie ein Tempolimit empfohlen. 

Maßnahmen wurden auch für den Bereich der 

Informations- und Kommunikationstechnik vor-

geschlagen. Hier ist die konsequente Ausgestal-

tung und Umsetzung der Produktverantwortung 

im Sinne einer vollständigen Rücknahmever-

pflichtung gefordert. In diese sollten zukünftig 

auch Kleingeräte, Elektro-Haushalt-Großgeräte 

und Unterhaltungselektronik einbezogen wer-

den. Produktkennzeichnung, Gerätepaß und 

Verbraucherinformation können den Kauf von 

umweltverträglichen Geräten und deren Nutzung 

anregen. Wichtig sind im Bereich der I+K-Tech-

nik auch die Ermöglichung des breiten Zugangs 

zu Informationen und die Benutzerinnenfreund-

lichkeit, um eine Spaltung der Gesellschaft in 

„Informationsarme" und „Informationsreiche" 

zu vermeiden und die Chance für eine verbes-

serte Politikbeteiligung zu gewährleisten. 

Die Enquete-Kommission hat mit ihrem Bericht 

einige gute Ansätze für den Weg zu einer nachhal-

tig zukunftsfähigen Entwicklung geliefert. Die vor-

geschlagenen Ziele und Maßnahmen sind aber 

nicht ausreichend und bleiben zum Teil sogar hin-

ter nationalen und internationalen Diskussionen 

zurück. So konnte sich die Kommission nicht auf 

die Formulierung von Ansätzen für eine Energie-

und Mineralölbesteuerung einigen. Die ökonomi-

schen und sozialen Regeln zur Nachhaltigkeit ent-

halten keine Ansätze für die erforderlichen Verän-

derungen von Wirtschafts- und Konsumweisen. 

Bei der Betonung der Gleichrangigkeit der drei 

Dimensionen wird die Gefahr vernachlässigt, daß 

der Umweltschutz weiterhin kurzfristigen wirt-

schaftlichen Interessen nachgestellt wird, anstatt 

eine tatsächliche Integration zu erreichen. Diese 

Kritik hat Jürgen Rochlitz (Bündnis 90/ Die Grü-

nen) in einem Sondervotum festgehalten. Der 

Entwicklungsaspekt der Nachhaltigkeit fehlt im 

Bericht völlig. Trotz dieser Defizite läßt das erfah-

rungsgemäß starke Interesse an den Berichten 

der Enquete-Kommissionen hoffen, daß auch der 

vorhegende Bericht einen wichtigen Beitrag zur 

weiteren Nachhaltigkeitsdiskussion liefert. 

Anmerkungen 

(1) Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der 

Umwelt - Ziele und Rahmenbedingungen einer nachhaltig 

zukunftsverträglichen Entwicklung": Konzept Nachhaltigkeit 

- Vom Leitbild zur Umsetzung. Abschlußbericht. BT-Drucksa-

che 13/11200. 

(2) Mit den Thema der ökonomischen Dimension der Nach-

haltigkeit wird sich der Schwerpunkt der nächsten Ausgabe 

6/98 von Ökologisches Wirtschaften näher beschäftigen. 
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